
 
 

Antrag des Stadtverordneten Lars Wind, Piratenpartei, zur Sitzung des Rats der Stadt Herne am 

23.04.2024 

 

Anfrage: Umgang mit Wahlhelferinnen und Wahlhelfer für die Europawahl 

 

Sachverhalt: 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfer leisten einen wichtigen Beitrag dafür, dass unsere Demokratie 

funktioniert und Wahlen überhaupt durchgeführt werden können. Dieses Ehrenamt wird von vielen 

Bürgerinnen und Bürgern auch gerne angenommen, dies sollte im Sinne der Demokratie auch so 

bleiben oder nach Möglichkeit noch ausgebaut werden. 

Ich wurde von mehreren Bürgerinnen und Bürgern, die sich Wahlhelferinnen und Wahlhelfer 

engagieren angesprochen, da Sie die Einberufung zur Europawahl durch den Fachbereich 22 (Team 

Wahlen) als respektlos empfunden haben.  

Da ich diese Aufgabe in der Vergangenheit selbst öfter übernommen und bei der anstehenden Wahl 

auch wieder übernehmen werde teile ich dieses Empfinden. Im Kern geht es darum, dass 

Bürgerinnen und Bürger ohne eine Abfrage, ob Sie dieses Amt überhaupt weiter ausüben möchten, 

plump und ohne Bitte einberufen wurden. 

Diese Vorgehensweise führt dazu, dass sich zukünftig noch weniger Bürgerinnen und Bürger 

engagieren werden. 

 

In diesem Zusammenhang bitte ich um die Beantwortung folgender Fragen:  

1.  Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Wahlhelferinnen und Wahlhelfer für die Europawahl 

zu finden? 

2.  Warum hat es im Vorfeld keinerlei Abfrage zur Verfügbarkeit der jeweiligen Personen gegeben?  

3.  Wie viele Personen haben sich nach der Einberufung nicht zurückgemeldet oder baten darum 

nicht einberufen zu werden? 

4.  Gab es direkte Beschwerden über die Vorgehensweise beim Fachbereich? 

5.  Die Einberufung wurde teilweise auch per Post-Zustellungsurkunde versendet. Wie hoch waren 

die Kosten dafür? - Kann sich die Verwaltung vorstellen, dass dies nicht unbedingt gut bei den 

Freiwilligen ankommt? 

6.  Warum wurden Personen höhere Ämter als bei vergangenen Wahlen zugeteilt? Zum Beispiel 

vom Beisitzer zum Wahlvorstand. Warum gab es auch dazu keine Abfrage, ob dies überhaupt 

bei den jeweiligen Personen gewünscht ist? 

7.  Warum gab es keine Abfrage zum Wunscheinsatzort? 


